 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/7500403/2025

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht erkennt durch die Richterin ***1*** (iber die Beschwerde des
rAEEBfL*HR* FEXBf1I-Adr***, vom 23. Juni 2025, gegen das Straferkenntnis des Magistrates der
Stadt Wien, Magistratsabteilung 67 — Parkraumiiberwachung, als Abgabenstrafbehoérde, vom
16. Juni 2025, GZ. MA67/GZ/2025, betreffend einer Verwaltungsiibertretung gemal § 5 Abs. 2
Wiener Parkometerabgabeverordnung, ABI. der Stadt Wien Nr. 51/2005, idF. ABI. der Stadt
Wien Nr. 20/2020 in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006, LGBI. fiir Wien
Nr. 9/2006, in der Fassung LGBI. fir Wien Nr. 71/2018, zu Recht:

I. GemaR § 50 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG) in Verbindung mit § 24 Abs. 1
Bundesfinanzgerichtsgesetz (BFGG) und § 5 Gesetz Giber das Wiener
Abgabenorganisationsrecht (WAOR) wird die Beschwerde als unbegriindet abgewiesen und das
Straferkenntnis des Magistrates der Stadt Wien bestatigt.

II. GemaR § 52 Abs. 1 und 2 VWGVGi. V. m. § 24 Abs. 1 BFGG und § 5 WAOR hat die
beschwerdefiihrende Partei einen Beitrag zu den Kosten des Beschwerdeverfahrens in Hohe
von 15,00 Euro zu leisten.

Ill. Gemal § 25 Abs. 2 BFGG wird der Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehorde
bestimmt.

IV. Eine Revision durch die beschwerdefiihrende Partei wegen Verletzung in Rechten nach
Art. 133 Abs. 6 Z 1 B-VG ist gemal § 25a Abs. 4 VwWGG kraft Gesetzes nicht zulassig.

Gegen diese Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG eine ordentliche Revision durch die
belangte Behorde nach Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

Verfahrensgang:

Mit Straferkenntnis vom 16. Juni 2025, GZ. MA67/GZ/2025, hat der Magistrat der Stadt Wien,
Magistratsabteilung 67, als belangte Behorde der beschwerdefiihrenden Partei ***Bf1*** (in
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weiterer Folge: Bf.) angelastet, er habe die Parkometerabgabe fahrlassig verkirzt in dem er das
mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behordlichen Kennzeichen 123 (A) am 14. Marz 2025 um
18:51 Uhr in einer geblihrenpflichtigen Kurzparkzone in 1020 Wien, Castellezgasse gegeniiber
2, abgestellt habe, ohne fir seine Kennzeichnung mit einem fiir den Beanstandungszeitpunkt
glltigen Parkschein gesorgt zu haben.

Dadurch habe der Bf. die Rechtsvorschrift des § 5 Abs. 2 Parkometerabgabeverordnung, ABI.
der Stadt Wien Nr. 51/2005, in der geltenden Fassung, in Verbindung mit § 4 Abs. 1
Parkometergesetz 2006, LGBI. fir Wien Nr. 9/2006, in der geltenden Fassung, verletzt.

Wegen dieser Verwaltungsibertretung werde tiber den Bf. gemal § 4 Abs. 1 Wiener
Parkometergesetz 2006 eine Geldstrafe in der Héhe von 75,00 Euro verhangt sowie im Falle
der Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von 17 Stunden festgesetzt.

Ferner habe der Bf. gemaR § 64 Abs. 2 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 - VStG einen Betrag
von 10,00 Euro als Mindestbeitrag zu den Kosten des Strafverfahrens zu zahlen.

Mit E-Mail vom 30. Juli 2025 teilte der Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, dem
Bundesfinanzgericht mit, dass auf dem Konto MA67/GZ/2025 bereits ein Betrag von insgesamt
85,00 Euro eingelangt sei.

Das Straferkenntnis, GZ. MA67/GZ/2025, wurde folgendermaRen begriindet:

»Aus der dem Verfahren zugrundeliegenden Organstrafverfiigung, welche von einem
Parkraumiiberwachungsorgan der Landespolizeidirektion Wien erstattet wurde, geht hervor,
dass das von lhnen gelenkte mehrspurige Kraftfahrzeug an der im Spruch bezeichneten
Ortlichkeit zur angefiihrten Zeit im Bereich einer gebiihrenpflichtigen Kurzparkzone abgestellt
war, ohne dass die Parkometerabgabe entrichtet worden ist. Die Abstellung ist auch durch
Fotos dokumentiert.

Die Ubertretung wurde Ihnen mittels Strafverfiigung angelastet.

In Ihrem Einspruch ersuchten Sie um Uberpriifung, da Sie Handy Parken verwenden. AufSerdem
ersuchten Sie um Erkldrung der Strafhéhe.

Mit der Verstindigung vom Ergebnis der Beweisaufnahmen wurden lhnen die Anzeigeangaben
sowie die zum Beanstandungszeitpunkt angefertigten Anzeigefotos zur Kenntnis gebracht und
Gelegenheit geboten, dazu Stellung zu nehmen bzw. allfdllige, Ihrer Verteidigung dienende
Beweismittel vorzulegen. Gleichzeitig wurden Sie aufgefordert die von lhnen eingewendete
Buchung eines elektronischen Parkscheines mittels geeigneter Beweise (z.B.
Buchungsbestitigung) glaubhaft zu machen.
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In Ihrer Stellungnahme gaben Sie an, dass von Ihnen kein Parkschein gebucht wurde und Sie
lediglich um Erklérung der Strafhéhe ersuchen.

Beweis wurde durch Einsichtnahme in den gegenstdndlichen Verwaltungsstrafakt erhoben.
Dazu wird Folgendes bemerkt:

Jeder Lenker eines mehrspurigen Kraftfahrzeuges, der ein solches in einer Kurzparkzone
abstellt, muss bei Beginn des Abstellens die Parkometerabgabe entrichten (§ 5 Abs. 2 der
Parkometerabgabeverordnung).

Dieser Verpflichtung sind Sie nicht nachgekommen, weil kein Parkschein hinterlegt wurde und
die Parkometerabgabe auch nicht auf andere Weise (z.B. Handy Parken) entrichtet wurde.

Zu lhrem Ersuchen um Erklérung der Strafh6he wird Folgendes mitgeteilt:

Fiir die Ubertretung wurde eine Organstrafverfiigung ausgestellt, auf die kein Rechtsanspruch
besteht.

Gemdfs § 50 Abs. 6 VStG wird die Organstrafverfiigung gegenstandslos, wenn nicht binnen
einer Frist von zwei Wochen die Zahlung des Strafbetrages erfolgt; der Lauf der Frist beginnt
mit Ablauf des Tages, an dem der Beleg am Tatort hinterlassen oder dem Beanstandeten
libergeben wurde. Als fristgerechte Einzahlung des Strafbetrages mittels Beleges (Abs. 2) gilt
auch die Uberweisung des Strafbetrages auf das im Beleg angegebene Konto, wenn der
Uberweisungsauftrag die automationsunterstiitzt lesbare, vollstédndige und richtige
Identifikationsnummer des Beleges enthdlt und der Strafbetrag dem Konto des
Uberweisungsempfingers fristgerecht gutgeschrieben wird.

Die in Rede stehende Organstrafverfiigung wurde am 14.3.2025 ausgestellt. Innerhalb der
gesetzlichen Frist von 2 Wochen wurde der damit verhdngte Strafbetrag nicht beglichen. Die
Griinde fiir die Verséumung dieser Frist (z.B. Urlaub, Verlust des Organmandates) spielen keine
Rolle.

In weiterer Folge erging an Sie als Zulassungsbesitzer des Fahrzeuges eine Anonymverfiigung
vom 7.4.2025 zu GZ: MA67/GZ/2025, mit welcher eine Strafe von € 48,00 verhdngt wurde.

§ 49a Abs. 6 VStG zu Folge wird die Anonymverfiigung gegenstandslos, wenn nicht binnen der
gesetzlichen Frist von vier Wochen nach Ausstellung die Einzahlung des Strafbetrages mittels
eines Beleges zur postalischen Einzahlung erfolgt. Als fristgerechte Einzahlung des
Strafbetrages mittels Beleges gilt auch die Uberweisung des Strafbetrages auf das im Beleg
angegebene Konto, wenn der Uberweisungsauftrag die automationsunterstiitzt lesbare,
vollstdndige und richtige Identifikationsnummer des Beleges enthdlt und der Strafbetrag dem
Konto des Uberweisungsempféngers fristgerecht gutgeschrieben wird.
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Die Frist zur Bezahlung des mit der Anonymverfiigung verhéngten Strafbetrages begann daher
am 14.3.2025 [Anmerkung BFG, gemeint: 7.4.2025] und endete am 5.5.2025. Innerhalb der
gesetzlichen Frist wurde der Strafbetrag von € 48,00 nicht beglichen, weshalb das
Strafverfahren mittels Strafverfiigung eingeleitet wurde, was im Ubrigen auch ohne vorherige
Ausstellung eines Organmandates méglich gewesen wdire.

Es wird ausdriicklich darauf hingewiesen, dass weder ein Rechtsanspruch darauf besteht, dass
Verwaltungsiibertretungen nur mittels Organstrafverfiigungen geahndet werden, noch darauf,
dass im Verwaltungsstrafverfahren verhéngte Strafen nur im Ausmaf3 von in Betracht
gekommenen Organstrafverfiigungs- oder Anonymverfiigungsbetréigen bemessen werden.

Ein Rechtfertigungsgrund, also eine Norm, die das tatbestandsmdfSige Verhalten
ausnahmsweise erlaubt bzw. welche die Strafbarkeit aufheben wiirde, liegt im
gegenstdndlichen Fall nicht vor.

Nach § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006 genligt zur Strafbarkeit des dort umschriebenen
Verhaltens Fahrldssigkeit. Fahrldssig handelt, wer die Sorgfalt aufSeracht Iédsst, zu der er nach
den Umstdnden verpflichtet und nach seinen geistigen und kérperlichen Verhdltnissen beféhigt
ist und die ihm zuzumuten ist, und deshalb nicht erkennt, dass er einen Sachverhalt
verwirklichen kénnte, der einem gesetzlichen Tatbild entspricht (§ 6 StGB).

Mangels Glaubhaftmachung fehlenden Verschuldens war Fahrléssigkeit anzunehmen.

Somit sind sowohl die objektiven als auch die subjektiven Voraussetzungen fiir die Strafbarkeit
gegeben.

Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrldssig verkiirzt
wird, sind als Verwaltungstibertretungen mit Geldstrafen bis zu € 365,00 zu bestrafen (§ 4
Abs. 1 Parkometergesetz 2006).

Die verhdngte Geldstrafe soll durch ihre Héhe dazu geeignet sein, Sie wirksam von einer
Wiederholung abzuhalten.

Grundlage fiir die Bemessung der Strafe sind gemdfs § 19 VStG die Bedeutung des strafrechtlich
geschiitzten Rechtsgutes und die Intensitdt seiner Beeintréichtigung durch die Tat.

Jedes fahrldissige Verkiirzen der Parkometerabgabe, d.h. jedes Abstellen eines mehrspurigen
Kraftfahrzeuges in einer geblihrenpflichtigen Kurzparkzone, ohne dass hierfiir die nach der
Parkometerabgabeverordnung vorgeschriebene Parkometerabgabe durch einen
ordnungsgemdfs entwerteten Parkschein entrichtet wird, schédigt in nicht unerheblichem MafSe
sowohl das 6ffentliche Interesse an der Entrichtung von Abgaben, als auch an der Erleichterung
des innerstddtischen Verkehrs und an der Rationierung des in Wien vorhandenen Parkraumes,
dem die Strafdrohung dient.
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Der Unrechtsgehalt der gegenstéindlichen Verwaltungsiibertretung ist im Hinblick auf den
Sachverhalt - selbst bei Fehlen sonstiger nachteiliger Folgen - nicht gerade gering.

Dass die Einhaltung der Vorschriften eine besondere Aufmerksamkeit erfordert habe oder dass
die Verwirklichung des Tatbestandes aus besonderen Griinden nur schwer hdtte vermieden
werden kénnen, ist auf Grund der Tatumstédnde nicht anzunehmen und es kann daher lhr
Verschulden nicht als geringfligig angesehen werden.

Bei der Strafbemessung wurden lhre Einkommens- und Vermégensverhdltnisse sowie allfdllige
Sorgepflichten, soweit diese der Behérde bekannt waren, berlicksichtigt. Zudem wurde auf
eventuell vorhandene verwaltungsstrafrechtliche Vormerkungen Bedacht genommen.

Unter Bedachtnahme auf diese Strafzumessungsgriinde und den bis zu € 365,00 reichenden
Strafsatz, den Unrechtsgehalt der Tat und das Verschulden ist die verhéngte Geldstrafe selbst
bei Annahme von ungiinstigen wirtschaftlichen Verhdltnissen durchaus angemessen und
keineswegs zu hoch, zumal weitere Milderungsgriinde nicht hervorgetreten sind.

Die Auferlegung des Beitrages zu den Kosten des Verfahrens stiitzt sich auf die zwingende
Vorschrift des § 64 Abs. 2 des VStG 1991.“

Der Bf. erhob gegen das Straferkenntnis mit Anbringen vom 23. Juni 2025 (fristgerecht)
Beschwerde und fiihrte zur Begriindung das Folgende aus:

,Flir mich ist es unbestritten da kein Parkschein von uns gelést wurde. Es geht mir um die Héhe
der Strafe, die ich Sie bitten méchte, mir zu erkléren.”

Die MA 67 legte die Beschwerde samt Verwaltungsakt dem Bundesfinanzgericht zur
Entscheidung vor (Datum des Einlangens: 25. Juni 2025).

Uber die Beschwerde wurde erwogen:
Der Bf. bekdampft in seiner Beschwerde ausschlie3lich die Strafhéhe.
Gegenstand des Rechtsmittelverfahrens ist daher nur die Strafbemessung.

Hinsichtlich der Frage der Strafbarkeit ist Teilrechtskraft eingetreten (vgl. VWGH 27. Janner
2020, Ra 2019/02/0203; 22. Dezember 2020, Ra 2020/11/0105, VWGH 4. Februar 2022, Ra
2021/09/0239).

Das Bundesfinanzgericht hat daher nur mehr (iber die Héhe der Geldstrafe (Strafbemessung)
abzusprechen.

5von 8



Seite 6 von 8

GemalR § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006 sind Handlungen oder Unterlassungen,
durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlassig verkiirzt wird, als Verwaltungsiibertretungen
mit Geldstrafen bis zu 365 Euro zu bestrafen.

GemaR § 19 Abs. 1 VStG 1991 ist Grundlage fiir die Bemessung der Strafe die Bedeutung des
strafrechtlich geschiitzten Rechtsgutes und die Intensitdt seiner Beeintrachtigung durch die
Tat.

GemaR § 19 Abs. 2 VStG 1991 sind im ordentlichen Verfahren (§§ 40 bis 46) tiberdies die nach
dem Zweck der Strafdrohung in Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgriinde,
soweit sie nicht schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwagen. Auf das
Ausmal’ des Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen. Unter Berlicksichtigung der
Eigenart des Verwaltungsstrafrechtes sind die §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbuches sinngemald
anzuwenden. Die Einkommens- und Vermogensverhaltnisse und allfillige Sorgepflichten des
Beschuldigten sind bei der Bemessung von Geldstrafen zu bericksichtigen.

Die Bemessung der Strafe ist eine Ermessensentscheidung der Behérde, die nach den vom
Gesetzgeber in § 19 VStG 1991 festgelegten Kriterien vorzunehmen ist (VWGH 29. April 2019,
Ra 2019/17/0024) und unter Bedachtnahme auf die Strafbemessungsgriinde vertretbar
erscheinen muss (vgl. VWGH 17. Februar 2015, Ra 2015/09/0008).

Bei der Strafbemessung war gemaR § 19 VStG 1991 zu beriicksichtigen, dass ein 6ffentliches
Interesse an der Entrichtung der Parkometerabgabe besteht.

Der Bf. hat das 6ffentliche Interesse dadurch geschadigt, dass er das auf ihn zugelassene
Kraftfahrzeug in einer gebiihrenpflichtigen Kurzparkzone abgestellt hat, ohne fiir seine
Kennzeichnung mit einem fiir den Beanstandungszeitpunkt glltigen Parkschein gesorgt zu
haben.

Die der Bestrafung zu Grunde liegende Verwaltungsiibertretung schadigte in nicht
unerheblichem MaRe das als sehr bedeutend einzustufende 6ffentliche Interesse an der
Bewirtschaftung des ohnehin knappen innerstadtischen Parkraumes sowie an der
ordnungsgemaRen und fristgerechten Entrichtung der Parkometerabgabe. Der objektive
Unrechtsgehalt der fahrlassigen Abgabenverkiirzung kann daher, selbst bei Fehlen sonstiger
nachteiliger Folgen, keineswegs als gering angesehen werden (vgl. VwGH 25. November 2003,
2003/17/0222, mwN, sowie 16. Mai 2011, 2011/17/0053, mwN).

Mit einer Geldstrafe von 75,00 Euro wird der Strafrahmen von 365,00 Euro lediglich zu rund
20% ausgeschopft, wodurch bei der Strafbemessung allenfalls unglinstigen Einkommens- und
Vermogensverhaltnissen des Bf. hinreichend Rechnung getragen wird. Zudem entspricht es der
standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, dass die Verhangung einer
Geldstrafe selbst dann gerechtfertigt ist, wenn der Bestrafte kein Einkommen bezieht (VwWGH

6 von 8



Seite 7von 8

15. Oktober 2002, 2001/21/0087; 30. Janner 2014, 2013/03/0129) bzw. sich dieser in
Privatinsolvenz befindet (vgl. VWGH 1. Janner 2014, Ra 2014/09/0022).

Eine Herabsetzung der Strafe kommt daher unter Bedachtnahme auf die vorangefiihrten
Strafbemessungsgriinde und auch insbesondere im Hinblick auf die spezial- und auch
generalpraventive Funktion der Verwaltungsstrafe und den (bis zu 365 Euro reichenden)
gesetzlichen Strafsatz nicht in Betracht.

§ 44 VwGVG normiert:

"(3) Das Verwaltungsgericht kann von einer Verhandlung absehen, wenn
2. sich die Beschwerde nur gegen die Héhe der Strafe richtet [...] und keine Partei die
Durchfiihrung einer Verhandlung beantragt hat."

Zum Unterbleiben einer miindlichen Verhandlung ist festzuhalten, dass der Bf. tiber die
Moglichkeit der Beantragung einer miindlichen Verhandlung belehrt wurde und diese nicht
beantragt hat.

Die kumulativen Voraussetzungen des § 44 Abs. 3 Z 2 VwGVG waren im Beschwerdefall
gegeben, weil eine miindliche Verhandlung nicht beantragt wurde und sich die Beschwerde
nur gegen die Hohe der Strafe richtete. Das Absehen von der miindlichen Verhandlung bei
Vorliegen der Voraussetzungen des § 44 Abs. 3 Z 2 VWGVG erscheint sowohl aus
Parteieninteressen als auch aus ZweckmaRigkeitsiiberlegungen gerechtfertigt.

Es war daher spruchgemal zu entscheiden.

Kostenentscheidung

Da die Kosten des Verwaltungsstrafverfahrens gemal § 64 VStG in Hohe von 10% der Strafen
festzusetzen sind (mindestens jedoch mit zehn Euro), wurden sie somit in Héhe von 10,00 Euro

korrekt festgesetzt.

GemaR § 52 Abs. 1 VWGVG ist in jedem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes, mit dem ein
Straferkenntnis bestatigt wird, auszusprechen, dass der Bestrafte einen Beitrag zu den Kosten
des Strafverfahrens zu leisten hat.

GemaR § 52 Abs. 2 VWGVG ist dieser Betrag fiir das Beschwerdeverfahren mit 20% der
verhangten Strafe, mindestens jedoch mit zehn Euro zu bemessen.

Die beschwerdeflihrende Partei hat daher gemald § 52 Abs. 2 VwGVG weitere 15,00 Euro als
Kostenbeitrag zum verwaltungsgerichtlichen Verfahren zu leisten.

GemaR § 52 Abs. 6 VWGVG sind die §§ 14 und 54b Abs. 1 und 1a VStG sinngemaR anzuwenden.
Gemal § 54b Abs. 1 VStG idF BGBI | 2013/33 sind rechtskréaftig verhdngte Geldstrafen oder
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sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen binnen zwei Wochen nach Eintritt der Rechtskraft
zu bezahlen. Erfolgt binnen dieser Frist keine Zahlung, kann sie unter Setzung einer
angemessenen Frist von hochstens zwei Wochen eingemahnt werden. Nach Ablauf dieser Frist
ist die Unrechtsfolge zu vollstrecken. Ist mit Grund anzunehmen, dass der Bestrafte zur
Zahlung nicht bereit ist oder die Unrechtsfolge uneinbringlich ist, hat keine Mahnung zu
erfolgen und ist sofort zu vollstrecken oder nach Abs. 2 vorzugehen.

GemaR § 25 Abs. 2 BFGG hat das Bundesfinanzgericht, soweit dies nicht in der BAO, im ZolIR-
DG oder im FinStrG geregelt ist, in seiner Entscheidung zu bestimmen, welche
Abgabenbehdrde oder Finanzstrafbehoérde die Entscheidung zu vollstrecken hat.

Hier erweist sich der Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehérde zweckmaRig, da dem
Magistrat der Stadt Wien bereits gemal § 1 Abs. 1 Z 3 VVG die Vollstreckung der von den

(anderen) Verwaltungsgerichten erlassenen Erkenntnisse und Beschliisse obliegt (vgl. fir viele
ausfuhrlich BFG 13. 5. 2014, RV/7500356/2014 sowie Wanke/Unger, BFGG § 25 BFGG Anm. 6).

Zur Unzulassigkeit der Revision

Eine Revision des Beschwerdefiihrers an den Verwaltungsgerichtshof ist auf der Grundlage des
§ 25a Abs. 4 VwGG kraft Gesetzes unzulassig, da bei Verwaltungsstrafsachen, bei denen eine
Geldstrafe von bis zu 750 Euro verhdangt werden darf und im Erkenntnis eine Geldstrafe von
nicht mehr als 400 Euro verhangt wird, eine Verletzung in subjektiven Rechten ausgeschlossen
ist.

Eine ordentliche Revision der belangten Behorde ist gemafd Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig,
da dieses Erkenntnis nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche
Bedeutung zukommt.

Wien, am 6. August 2025

8von 8



	Entscheidungsgründe
	Über die Beschwerde wurde erwogen:
	Kostenentscheidung
	Zur Unzulässigkeit der Revision



